
AKZENTE 

«Die Schweizer Stimmbevölkerung 
hat sich in den letzten 25 Jahren 
massiv den Polen zugewandt.» Die 
Aussage von Politologe Ivo Scherrer 
in einem Tagi-Interview lässt auf-
horchen. Untersuchungen zeigen, 
dass Parteiensystem und Menschen 
in der Schweiz polarisierter sind als 
in den anderen Ländern Europas. 
Doch – ist das ein Problem? Es ist 
doch gut, wenn man weiss, woran 
man ist. Wir leben in einer pluralis-
tischen Gesellschaft, haben die freie 
Meinungsäusserung und akzeptie-
ren (mindestens scheinbar) viele un-
terschiedliche Lebensentwürfe und 
Meinungen. Auch in der Vergangen-
heit gab es klare Positionsbezüge.

Und doch hat sich etwas verändert: 
die Polarisierung potenziert sich mit 
der Haltung, dass die eigene Sicht-
weise die einzig richtige sei. Die In-
formationsaufnahme verengt sich 
oft und wird einseitig. Wer etwas an-
deres sagt, ist entweder blind oder 
Opfer von Fakenews. Und hüben wie 
drüben werden rote Linien gezogen. 
Bis hier und nicht weiter sagt man 
nicht nur dem politischen Gegner, 
sondern auch seiner Klientel. Damit 
sinkt der Wille, Kompromisslösun-
gen zu suchen – wer will denn schon 

Verrat an der richtigen Sache üben? 
Es gibt klare Hinweise, dass die Kom-
promissbereitschaft in der Politik 
abgenommen hat. Die Entscheide 
fallen sehr oft nach dem Schema 
Mitte-Rechts gegen Links oder Mitte-
Links gegen Rechts.

Dies lässt sich anhand der Referen-
dumsabstimmungen in der Schweiz 
zeigen: in den 0er- Jahren korrigierte 
das Volk durch Referenden vier Par-
lamentsentscheide, in den 10er-Jah-
ren waren es bereits sieben und in 
den letzten fünf Jahren hat das Volk 
dem Parlament bereits siebenmal 
die rote Karte gezeigt. Bei genau-
erer Betrachtung zeigt sich: sehr oft 
waren die Vorlagen zu wenig ausge-
wogen. Rote Linien, einseitige Sicht-
weisen und Machtansprüche verhin-
derten Kompromisse. Viele Themen 
sind blockiert oder Vorlagen stürzen 
ab. Zurück bleibt oft ein Scherben-
haufen in der Politik und ein Vertrau-
ensverlust beim Volk.

Vertrauen und Kompromissfähigkeit 
sind die Schmiermittel im politischen 
System Schweiz. Geben wir uns alle 
Mühe und setzen wir diese Schmier-
mittel wieder vermehrt ein.
Mathias Steinhauer, Präsident EVP AR

Schweizer Schmiermittel

«Im Vertrauen auf Gott …» so 
beginnen Gottesdienste und 
christliche Feiern. Soll diese For-
mulierung als Grundhaltung im 
Vorwort der neuen Ausserrhoder 
Verfassung stehen? Welche For-
mulierung ist für nicht religiöse 
Menschen zutreffend? Sollen die 
Schöpfung und die menschliche 
Vernunft Eingang finden? Verfas-
sungskommission, Regierung und 
die vorberatende Kommission leg-
ten diverse Varianten vor. Die Aus-
sagen waren prägnant: «Eine Prä-
ambel ohne Gott dem Schöpfer ist 
ganz klar eine Verleugnung unse-
rer Wurzeln», «Wir sind ein christ-
liches geprägtes Abendland, wir 
gehen nicht Auge um Auge und 
Zahn um Zahn vor wie im Koran», 
«Es schleckt‘s keine Kuh weg, wir 
sind eine christlich geprägte Ge-
sellschaft.» Noch selten habe ich 
eine so engagierte Debatte über 
das Gottesverständnis im nicht-
kirchlichen Raum erlebt. Erfreuli-
cherweise fand der Antrag Ritter 
aus der Mitte/EVP/GLP-Fraktion 
eine Mehrheit.

Hansueli 
Diem
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Kompromisslösungen sind in der Politik unverzichtbar

1



Kostenbremse-Initiative
In den letzten zehn Jahren sind die 
Kosten in der obligatorischen Kran-
kenversicherung um ca. 31 Prozent 
gewachsen, während die Löhne im 
gleichen Zeitraum nur um rund 6 
Prozent gestiegen sind. Ursachen: 
die älterwerdende Bevölkerung, der 
medizinische und technologische 
Fortschritt sowie Doppelspurigkei-
ten, Fehlanreize und ineffiziente 
Strukturen. Ziel der Initiative: der 
Bund wird verpflichtet, mit allen Be-
teiligten kostendämpfende Mass-
nahmen zu ergreifen, wenn die Ge-
sundheitskosten stärker steigen als 
die Löhne. Die genaue Ausgestal-
tung dieser Kostenbremse sowie der 
Massnahmen werden auf dem Ge-
setzesweg festgelegt. Bei Ablehnung 
der Initiative würde der indirekte 
Gegenvorschlag in Kraft treten, wel-
chem aber die Verbindlichkeit fehlt, 
da er nur Ziele vorgibt.

Prämienentlastungs-Initiative
Versicherte sollen künftig nicht 
mehr als 10 Prozent ihres verfüg-
baren Einkommens für Kranken-

NEIN 
zur Prämienentlastungsinitiative

Unbestritten ist die enorme Stei-
gerung der Prämienbelastung. Die 

Initiative ist jedoch nicht zielführend. 
Vom unklaren verfügbaren Ein-

kommen über die hohen Kosten bis 
hin zur Finanzierung sind zu viele 

Fragen offen.

JA 
zur Kostenbremseinitiative

Die Initiative setzt am richtigen Ort 
an: bei der Kostensteigerung im 

Gesundheitswesen. Zwar bestehen 
Zweifel, ob es der nationalen Politik 

und den Kantonen gelingt griffige 
Massnahmen zu definieren. Der 
Druck zur Lösungsfindung muss 

jedoch eindeutig verstärkt werden.

NEIN 
zur STOPP-Impfpflichtinitiative
Die geforderte körperliche und geis-
tige Unversehrtheit ist bereits jetzt 
in der Bundesverfassung garantiert. 
Zudem ergeben sich aufgrund der 
schwammigen Formulierung viele 
Fragen z.B. im Zusammenhang mit 
dem staatlichen Gewaltmonopol.

JA
zur sicheren Stromversorgung
Der bereite Kompromiss der meis-
ten politischen Parteien und der 
Umweltverbände hilft, sich aus der 
Abhängigkeit der fossilen Brenn- 
und Treibstoffe zu lösen. So können 
die vom Volk beschlossenen Ziele 
der Energiestrategie eher erreicht 
werden.

kassenprämien ausgeben müssen. 
Darüber hinaus gehende Prämien 
müssen Bund und Kantone dann via 
Prämienverbilligung übernehmen. 
Effekt: Mehrkosten für Bund und 
Kantone von CHF 3.5 bis 5 Milliar-
den (Basis 2020)! Abgesehen davon, 
dass die Initiative die Ursachen der 
Prämiensteigerung nicht angeht, 
verursacht sie eine Umverteilung 
der Lasten, welche vor allem mittlere 
Einkommen trifft, welche nicht von 
der Prämienverbilligung profitieren. 
Die Debatte an der Delegiertenver-
sammlung hat jedoch gezeigt, dass 
der Handlungsdruck gross ist.

Initiative «Für Freiheit und körper-
liche Unversehrtheit»
Durch die Initiative soll sicherge-
stellt werden, dass jede Person frei 
entscheiden kann, ob sie sich imp-
fen lassen will oder nicht. Doch die 
Initiative formuliert dieses Anliegen 
dann generell: Bei jedem staatlichen 
Eingriff in die körperliche oder geis-
tige Unversehrtheit muss die Zu-
stimmung der betroffenen Person 
vorliegen. Damit schränkt die Initia-
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tive insbesondere das staatliche Ge-
waltmonopol etwa im Polizeiwesen, 
in Strafverfolgung und Strafvollzug, 
beim Militär oder im Ausländer- und 
Asylwesen weitreichend ein. Damit 
wäre Rechtsunsicherheit in den ge-
nannten Bereichen vorprogram-
miert.

Referendum zum Stromversor-
gungs-Gesetz
Entsprechend den geltenden Klima-
zielen ist die Stossrichtung des Ge-
setzes klar: weg von den fossilen, 
hin zu den erneuerbaren Energie-
trägern. Zudem soll der Engeriever-
brauch pro Kopf bis 2050 signifikant 
gesenkt werden. Das Gesetz verlän-
gert auch die bisherigen Förderinst-
rumente bis 2035. Damit wird auf An-
reize statt auf Abgaben gesetzt. Der 
Schutz von Natur und Landschaft 
bleibt gewahrt: Grosse Solar- und 
Windkraftanlagen von nationaler 
Wichtigkeit für die Versorgungssi-
cherheit werden auf ausgewählte 
geeignete Gebiete konzentriert.

Abstimmungsvorlagen Juni 2024

Abstimmungsempfehlungen der EVP AR
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Reto Frei, acht Jahre ist (fast) genug

JA zu Sonnen- und Windenergie

Die EVP unter-
stützen – ganz 
einfach mit 
TWINT

JA zu Obstmarkt 
und Platz 
Herisau

Reto 
Frei

Einwohnerrat

rates konnte ich Rahmenbedingun-
gen schaffen, damit wir vernetzt und 
internetbasiert zusammenarbeiten 
konnten. Eine möglichst grosse Einig-
keit und das Kollegialprinzip waren 
für mich wichtig. Manchmal musste 
aber eine Mehrheitsentscheidung 
herbeigeführt werden. Die Berichte 
an den Einwohnerrat waren jedoch 
immer Produkte der Gesamt-FIKO.

Wie ist es, als Mitglied einer kleinen 
Partei die FIKO zu präsidieren?
Im Rückblick betrachte ich es als Vor-
teil, als Mitglied einer kleinen, unab-
hängigen Partei diese Funktion zu 
haben. Zudem fühlte ich mich von 
der EVP immer gestützt und getra-
gen. Schlussendlich sind Leitungs-
kompetenz und Akzeptanz in dieser 
Funktion entscheidend.

Was tust du weiter?
Die Politik bewegt mich nach wie vor. 
Ich werde mich im EVP-Kantonal-
vorstand engagieren. Als Familien-
mensch sind mir die Beziehungen 
zu meiner Ehepartnerin und nahe-
stehenden Personen wichtig. Diese 
möchte ich nun vermehrt pflegen.

Die EVP AR vereinfacht die Spen-
den und Bezahlmöglichkeit. Ab 
sofort können sie neben einer 
Banküberweisung ganz einfach 
ihr Handy zücken und der EVP AR 
eine Spende zukommen lassen. 
Twint ist als Bezahlmöglichkeit 
mittlerweile weit verbreitet, all-
gemein akzeptiert und funktio-
niert einwandfrei.

Sie haben zusätzlich die Möglich-
keit zu wählen, ob entstehende 
Gebühren durch die EVP oder 
durch sie übernommen werden 
sollen und ob sie eine Spenden-
bestätigung wünschen. Bestä-
tigungen für Spenden ab 100 
Franken werden regelmässig 
ausgestellt, solche für kleinere 
Beträge jeweils kurz nach dem 
Jahresabschluss, bei mehreren 
Spenden gesammelt. Den QR-
Code finden Sie auf Seite 4.

Für ihre Zuwendungen danken 
wir herzlich. Sie unterstützen da-
mit die unabhängige und werte-
orientierte Arbeit der EVP in Ap-
penzell Ausserrhoden.

Die EVP befürwortet den Kre-
dit Obstmarkt und Platz. Damit 
werden dringend notwendige 
Sanierungen, die behinderten-
gerechte Anpassung der Bushal-
testellen, der direkte Zugang zur 
Tiefgarage Gutenberg sowie der 
optische Auftritt des Dorfzent-
rums markant verbessert. Damit 
soll eine 50-jährige Planungs- 
und Leidensgeschichte endlich 
zum Abschluss kommen.

Die EVP AR befürwortet in ihrer Ver-
nehmlassungsantwort die Anpas-
sung des Richtplans. Das Schweizer 
und Ausserrhoder Stimmvolk hat 
national wie auch kantonal die Ab-
kehr von fossilen Brenn- und Treib-
stoffen befürwortet. Es steht damit 
ausser Frage, die Sonnen- und Wind-
energie als klimaschonende und 
kostengünstige Energie zu nutzen. 
Aufgrund der nationalen Gesetzge-
bung sind wir als Kanton sogar ver-
pflichtet, unseren Beitrag zu leisten 
und Standorte für Windenergie zu 
definieren.

Sonnenenergie
Die EVP befürwortet die Priorisie-
rung der Sonnenenergie klar. Das 
Potenzial auf Dächern und Fassaden 
ist riesig und ermöglicht Bevölke-
rung, Industrie und Gewerbe sowie 
Landwirtschaft Mitverantwortung zu 
übernehmen.

Windenergie
Die EVP AR unterstützt die definier-
ten sechs Gebiete (Waldegg, Honegg, 
Gstalden, Hochhamm, Sonder, Som-
mersberg/Suruggen). Damit würden 
im Vollausbau ca. 26 Windräder im 
Appenzellerland stehen und die in 
den Konzepten geforderte Leistung 
von ca. 180 GWh bringen.

Die fachtechnischen Untersuchun-
gen und Abklärungen, welche die 
Grundlage für die Auswahl der Ge-
biete bieten sind nachvollziehbar 
und die Abwägungen zwischen Nut-
zungsinteressen und Schutzinteres-
sen sinnvoll. Es ist aus Sicht der EVP 
AR nicht opportun, nun einzelne Ge-
biete aufgrund von durchsichtigen 
Eigeninteressen abzulehnen.

2017 übernahm Reto Frei im Ein-
wohnerrat den EVP-Sitz von Regu-
la Compér. Ab 2019 amtete er als 
Präsident der Finanzkommission 
(FIKO).

Wie hat sich der Einwohnerrat in die-
sen acht Jahren verändert?
Erfreulich ist, dass nach wie vor bei 
einem grossen Teil der Einwohner-
räte der Wille zur Zusammenarbeit 
zum Wohl Herisaus besteht. In den 
letzten Jahren zeigte sich leider eine 
Tendenz, Parteiprogramme und ei-
gene Interessen in den Vordergrund 
zu stellen. Damit wurde die Entwick-
lung von Herisau immer wieder be-
hindert oder in Frage gestellt.

Welche Bilanz ziehst du nach acht Jah-
ren FIKO? 
Als Präsident der unabhängigen 
Fachkommission des Einwohner-
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Aus dem Vorstand
Anlässlich der Mitgliederversamm-
lung wurde der Vorstand für zwei 
weitere Jahre wiedergewählt. Weiter 
wurde auf die erfolgreichen Wahlen 
2023 zurückgeblickt und die Position 
der EVP im Kantons- und Einwohner-
rat Herisau beleuchtet. Genehmigt 
wurde Rechnung und Budget sowie 
die Schwerpunkte für die nächsten 
zwei Jahre.

In Planung sind diverse Massnah-
men zur Entwicklung der EVP AR. 
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22.05.2024  I  17:00
Einwohnerrat Herisau
Gemeindehaus

05.06.2024  I  17:00
Einwohnerrat Herisau
Gemeindehaus

09.06.2024
Abstimmungssonntag

17.06.2024  I  08:15
Kantonsrat
Regierungsgebäude Herisau

26.08.2024  I  08:15
Kantonsrat
Regierungsgebäude Herisau

18.09.2024  I  17:00
Einwohnerrat Herisau
Gemeindehaus 

22.09.2024
Abstimmungssonntag

23.09.2024  I  17:00
Kantonsrat
Regierungsgebäude Herisau
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Agenda

Spenden

Neben dem bestehenden Schwer-
punkteprogramm sollen die EVP-
Positionen offensiver kommuniziert 
werden.

Weiter hat der Vorstand beschlos-
sen, die Bezahlmöglichkeit TWINT 
einzuführen. Ebenfalls wurde die 
Vernehmlassung zum Richtplan ver-
abschiedet. Zu beiden Themen sind 
weitere Informationen in dieser Aus-
gabe des Akzente zu finden. 

Nationale Themen
EVP fordert AHV-Abgabe auf Millio-
nen-Nachlässe
Die EVP schlägt eine faire, genera-
tionenübergreifende und solidari-
sche Lösung vor, die dazu beitragen 
kann, die wachsenden Löcher in der 
Finanzierung der AHV zu schliessen: 
In einer parlamentarischen Initiative 
fordert sie eine Solidaritätsabgabe 
auf Millionen-Nachlässe. Hohe Ver-
mögen von Verstorbenen könnten 
so mithelfen, dass Rentnerinnen und 
Rentner weiterhin eine angemesse-
ne Rente erhalten, ohne die jüngere, 
arbeitende Generation noch weiter 
zu belasten.
Marc Jost, Nationalrat EVP, BE: «Das 
wäre eine faire Lösung, ohne der 
jungen Generation noch höhere 
Lohnabzüge aufzubürden.»

Internationale Gesundheitsvor-
schriften und Pandemievertrag 
(WHO) vors Parlament
Die WHO und ihre Mitgliedstaaten 
verhandeln zurzeit zwei Vertrags-
werke, die weltweit gelten sollen: 
Den Pandemievertrag und die Re-
vision der bereits bestehenden 
Internationalen Gesundheitsvor-
schriften (IGV). Doch 7 Wochen vor 

der geplanten Verabschiedung der 
Revision der IGV liegt noch immer 
kein abschliessender, konsolidierter 
Textentwurf öffentlich vor. Das einzi-
ge bisher öffentliche Dokument be-
inhaltet lediglich alle eingereichten 
Änderungsanträge.

Die EVP Schweiz fordert den Bun-
desrat in einem parlamentarischen 
Vorstoss dazu auf, zu erklären, wie 
er sich zu Änderungsanträgen stellt, 
welche die Empfehlungen der WHO 
für die Mitgliedstaaten verpflichtend 
machen wollen.

Initiativen zur Abschaffung der 
Heiratsstrafe eingereicht
Die beiden Initiativen «Ja zu fairen 
AHV-Renten auch für Ehepaare» und 
«Ja zu fairen Bundessteuern auch 
für Ehepaare» sind zustande gekom-
men. Die Mitte und die EVP haben 
Ende März die Unterschriften ein-
gereicht.
Nik Gugger, Nationalrat EVP ZH: «Da-
mit ist ein grosser Schritt geschafft, 
um die unfaire Diskriminierung von 
Ehepaaren bei AHV-Renten und 
Bundessteuern endlich abzuschaf-
fen.»
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